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Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.:  A 9  

 

Stichwort: Sozialleistungsträger dürfen Mietpreisüberhöhung und Mietwu-

cher nicht dulden. Leistungsempfänger*innen sind zu unterstüt-

zen. 

 

 

Adressat:   Landesregierung und Landtag von Baden-Württemberg 

 

Antragsteller:  Deutscher Mieterbund Bodensee e.V. 

 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

1. Sozialleistungsträger, die Kosten der Unterkunft übernehmen oder bezuschus-1 

sen, müssen vermeiden, dass ihre Leistungen zu Mieten oberhalb des zulässigen 2 

Mietpreisniveaus führen. Leistungsempfänger sind bei der Rüge unzulässig 3 

überhöhter Mieten zu unterstützen. 4 

2. Dazu müssen Sozialleistungsträger bei der Entscheidung, ob Kosten der Unter-5 

kunft angemessen sind, prüfen, ob eine Mietpreisüberhöhung oder gar Mietwu-6 

cher vorliegt. 7 

3. Sozialleistungsträger sollen mit den Ordnungsbehörden sowie den Mieterverei-8 

nen zusammenarbeiten, um Mietpreisüberhöhungen ordnungsrechtlich zu ahn-9 

den. 10 

 

 

 

Begründung  

 

In weiten Teilen Baden-Württembergs liegen die Durchschnittsmieten, die im Rahmen der 

Kosten der Unterkunft übernommen werden, über der durchschnittlichen Miete aller Mietwoh-

nungen. Dies legt den Schluss nahe, dass Sozialleistungsempfänger in vielen Fällen über-

höhte Mieten zu bezahlen haben. Bei der Entscheidung, ob Kosten der Unterkunft angemes-

sen sind, greifen viele Sozialleistungsträger auf eigene Obergrenzen zurück, die sie anhand 

ihrer Leistungsdaten und der örtlichen Mietspiegel ermitteln. Solche sozialrechtlichen Ober-

grenzen sind jedoch nicht identisch mit der ortsüblichen Vergleichsmiete. So ist es ein gängi-

ges Geschäftsmodell, Mieten knapp unterhalb der sozialrechtlichen Obergrenze zu verlangen, 

auch wenn diese für die konkrete Wohnung ein weit überhöhter Mietpreis wäre. Dadurch wird 

die Notlage vieler Hilfeempfänger auf Kosten der Sozialleistungsträger und damit der Steuer-

zahler ausgenutzt. 



2 

 

Mit der jüngsten Reform des Sozialgesetzbuchs wird der Druck auf Leistungsbezieher erhöht. 

Wenn der Leistungsträger feststellt, dass die Miete über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt 

(insbesondere bei Verstößen gegen die Mietpreisbremse), kann die Behörde den Mieter künf-

tig förmlich dazu auffordern, die Miete zu senken. 

Leistungsempfänger können dann dazu verpflichtet werden, eine sogenannte Mietpreisrüge 

gegenüber dem Vermieter auszusprechen. Wird dieser Aufforderung nicht nachgekommen, 

kann seitens des Leistungsträgers nur noch die "angemessene" Miete gezahlt werden. Die 

Differenz zur tatsächlichen Miete müssten Betroffene dann aus ihrem Regelsatz selbst finan-

zieren. 

Bislang sind die Sozialbehörden gegen diese Form des Sozialbetrugs weitgehend hilflos, weil 

sie nur über Leistungen entscheiden, nicht jedoch die Wohnungssituation im Blick haben. Der 

Deutsche Mieterbund Baden-Württemberg fordert, dass die Leistungsträger ihrer Verantwor-

tung für das Mietpreisniveau gerecht werden, indem sie darauf achten, dass Sozialleistungen 

nicht zu einer verzerrenden Wirkung auf den Wohnungsmärkten führen. Deswegen müssen 

sie aktiv an der Bekämpfung von Mietwucher mitwirken. 

Bei der Ermittlung örtlicher Obergrenzen sind die Vorgaben des § 22a SGB II zu beachten. So 

müssen zu den genannten Richtwerten tatsächlich Wohnungen verfügbar sein. Gleichzeitig 

dürfen Sozialleistungen die Mietpreise nicht nach oben treiben. Der Deutsche Mieterbund Ba-

den-Württemberg fordert daher die Jobcenter und Landratsämter auf, bei der Ermittlung ihrer 

Obergrenzen auch mit den örtlichen Mietervereinen zusammen zu arbeiten.   

 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


